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Die Entschädigungspraxis  
im Energieleitungsbau prüfen
Berufsstand fordert jährlich wiederkehrende Zahlungen

Die Entschädigungspraxis beim Energieleitungsbau einschließlich 
der dazu noch offenen Fragen, gerade bei den umstrittenen neu 
geplanten Erdkabeltrassen, waren die Schwerpunkte des diesjähri-
gen Leitungsbausymposiums des Hauptverbands der landwirtschaft-
lichen Buchstellen und Sachverständigen (HLBS).

Die gesetzten Themen waren 
der Grund für den außerordent-
lich guten Besuch des Symposi-
ums mit rund 130 Teilnehmern 
aus allen Teilen Deutschlands. 
Dr. Volker Wolfram, Veranstal-
tungsleiter und „Öffentlich be-
stellter und vereidigter Sachver-
ständiger“, eröffnete die Tagung 
in Kassel vor Vertretern der 
Energiewirtschaft, der Netzbe-
treiber, der Leitungsbaufirmen, 
der Land- und Forstwirtschaft 
sowie vor Agrarsachverständige 
und mit der Materie befassten 
Juristen.

Außer Aufwuchsschäden 
auch Ackerfolgeschäden

Auf die bisherige Entschädi-
gungspraxis bei der Leitungsver-
legung ging Dr. Wolfram ein und 
erinnerte dazu an das Jahr 1961, 
in dem es begann, Dienstbarkeits-
entschädigungen nach Prozent-
sätzen von 20 Prozent des Ver-
kehrswertes im Schutzstreifen 
festzusetzen. 

Seit dem Jahr 1980 wurden ne-
ben den reinen Aufwuchsschä-
den auch Ackerfolgeschäden mit 
bescheidenen 50 Prozent im 
ersten Folgejahr akzeptiert. Er 
verfasste im Jahr 1983 eine wis-
senschaftliche Ausarbeitung zu 
den Ackerfolgeschäden, in deren 
Folge die Rohertragsausfälle für 
die drei Jahre nach der Bauphase 
mit zusammen 100 bis 150 Pro-
zent angehoben wurden. Seit 

2011 plädiert er dafür, weil beim 
Erdleitungsbau Dauerschäden 
von circa 5 bis 20 Prozent blei-
ben, dass sie in die Regulierungs-
praxis Eingang finden müsse. 

Weite Spannbreite bei den 
Vereinbarungen feststellbar

Eine neue Dimension bezüg-
lich des Eingriffs in den Boden 
wurde durch die im Juni 2015 
er lassene Vorgabe der Politik 
zum Vorrang der Erdverkabe-
lung bei Höchstspannungslei-
tungen erreicht. Geplante Tras-
senbreiten beim Bau von 30 bis 
40 m und Schutzstreifen von 21 
m stellen einen gewaltigen Ein-
griff in den Boden dar. Damit 
einhergehende Gesetzesände-
rungen haben die Rechte der 
Eigentümer und der Bewirt-
schafter weiter eingeschränkt. 
Die Rechts positionen im Natur-
schutz sowie insbesondere der 
hierfür tätigen Organisationen 
wurden gestärkt. 

Die Ausgaben für landschafts-
pflegerische Begleitpläne und 
Naturschutzkompensation lie-
gen geschätzt bei dem Vier- bis 
Fünffachen der Beträge, die den 
direkt Betroffenen als Entschä-
digungs- und Schadenersatzbe-
träge gezahlt werden, stellte 
Dr.  Wolfram weiterhin fest. Die 
Spannbreite für Dienstbar keits-
entschädigungen bei Gas, Strom 
und Telekommunikationsleitun-
gen seinen erheblich. 

So belaufen sich die Entschä-
digungen bei enteignungsfähi-
gen Leitungen etwa zwischen 
0,60 Euro/ m2 und 4,00 Euro/m2 
im Schutzstreifen. Bei nicht ent-
eignungsfähigen Leitungen lie-
gen sie auf einem weit höheren 
Niveau und bewegen sich zwi-
schen 3 Euro pro m2 und 35 Eu-
ro je m2 im Schutzstreifen. Dabei 
sind die Gasleitungen am oberen 
Ende und die Telekommunika-
tions- und Stromleitungen am 
unteren Ende zu finden. Die 
große Diskrepanz zwischen den 
derzeitigen Positionen gilt es, 
sachgerecht zu verringern. 

Die Dienstbarkeitsentschädi-
gung, ausgehend von den Ver-
kehrswerten prozentual zu erhö-
hen und die Verkehrswerte selbst 
jeweils an den aktuellen Markt 
im oberen Segment entspre-
chend anzupassen, wären Lö-
sungsansätze. Zumal die Dienst-
barkeitsentschädigung von 
20  Pro zent ursprünglich für 
Freileitungen konzipiert war und 
die heutige Erdverkabelung ei-
nen viel stärkeren Eingriff in das 
Bodeneigentum darstellt. 

Rechtsanwalt de Witt hält für 
Erdverkabelungen eine Dienst-
barkeitsentschädigung von 50 

Pro   zent des Verkehrswertes für 
gerechtfertigt. Berufsvertretun-
gen, wie der Deutscher Bauern-
verband, Grund- und Waldbesit-
zerverbände, fordern jährliches 
Durchleitungsentgelt. 

De Witt sieht dafür nur gerin-
ge Chancen. Ein Kompromiss 
könnte darin bestehen, dass die 
Vereinbarungen sowie Entschä-
digungen befristet abgeschlossen 
werden und in einem Rhythmus 
von 10 bis 20 Jahren nach zu ver-
handeln wären. Der Beschleuni-
gungszuschlag gilt der Verfah-
rensbeschleunigung und ist auch 
dafür beizubehalten. 

Kritik an wiederkehrenden 
Entschädigungen geäußert

Dr. Oliver Engel von der Bay-
erwerk AG setzte sich ebenfalls 
kritisch mit den geforderten wie-
derkehrenden Entschädigungen 
auseinander. Er kam zu dem Er-
gebnis, dass wiederkehrende 
Zahlungen weder aus rechtlicher 
noch aus verwaltungstechnischer 
Sicht, in Anbetracht tausender 
Grundstücke und Grundstücks-
wechsel durch Verkauf und Ver-
erbung im langfristigen Zeitab-
lauf, nicht umsetzbar wären. 

Die oft gestellte Frage, ob der 
Netzausbau durch private Netz-
betreiber, wie zum Beispiel Ten-
neT, eine Enteignung zulasse, 
wurde klar mit ja beantwortet. 
Laut Paragraph 45 EnWG ist 
Entzug oder Beschränkung von 
Grundeigentum zulässig, soweit 
dies zur Durchführung eines 
planfestgestellten sowie plange-
nehmigten Vorhabens oder eines 
sonstigen Vorhabens zum Zwe-
cke der Energieversorgung er-
forderlich ist.

Die Teilnehmer der Podiumsdiskussion beim Leitungsbausymposium in Kassel (von links): Lothar Helfrich 
(Landkreis Fulda), Landwirt Bernd Nienhaus, Klaus Sanzenbacher (Open Grid), Dr. Volker Wolfram (öbv SV), Dr. 
Elisabeth Benecke (TenneT) und Rechtsanwalt Siegfried de Witt.  Fotos: Dr. Günter Lißmann (2), RP Kassel (1)

Beim Energieleitungsbau sind Eingriffe in den Boden durch Umschichtung, 
Ver mischung, Befahrung und Verdichtung nicht vermeidbar. Maßnahmen 
zum Bodenschutz sind über die gesamte Bauphase zu treffen.  Foto: Moe
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Dr. Ursula Heimann von der 
Bundesnetzagentur sprach über 
die gewaltigen Anstrengungen 
zum Netzausbau. In Deutsch-
land sind innerhalb der nächsten 
zehn Jahre circa 65 Höchstspan-
nungsnetzbauverfahren in der 
Umsetzung. Die Vorhaben bein-
halten insgesamt rund 8 000 km 
Kabeltrasse. Davon sind circa 
3 000 km als Freileitungen, circa 
2  000 km als Erdverkabelung 
und  etwa 3 000 km als Netzver-
stärkung geplant. 

Die Durchführung der dafür 
erforderlichen Raumordnungs- 
und Planfeststellungsverfahren 
liegt bei der Bundesnetzagentur. 
Zuständig für Enteignung und 
Besitzeinweisung sind die Ent-
eignungsbehörden der Länder. 
Diese entscheiden dann auch 
über Art und Höhe der Entschä-
digung im Verfahren.

„Ab in die Erde“ bedeutet 
Eingriff ins Bodengefüge

Die Folgen aus der Entschei-
dung für den Vorrang der Erd-
verkabelung bei HGÜ-Leitun-
gen sind eine bis zu achtfache 
Baukostenerhöhung im Ver-
gleich zum Freileitungsbau und 
massive Eingriffe in das Boden-
gefüge. Landwirtschaftliche Flä-
chen sind dabei vorrangig be-
troffen. Der Schutz der Böden 
und ihrer Funktionen ist für den 
Menschen und die Umwelt von 
essenzieller Bedeutung, denn der 
Boden ist nicht nur ein Produk-
tionsfaktor, sondern un sere Le-
bensgrundlage. 

 Eingriffe in den Boden durch 
Umschichtung, Ver mischung, 
Befahrung und Verdichtung in-
folge nasser Bodenverhältnisse, 
können erhebliche Bodengefüge-
beeinträchtigungen bewirken. 
Gemäß Bundesbodenschutzge-
setz ist es ein primäres Anliegen, 
den Boden in all seinen Funkti-
onen zu erhalten. So ist es erfor-
derlich, wirksame Maßnahmen 
zum Bodenschutz über die ge-
samte Bauphase hinweg zu tref-
fen. Dafür sind ein umfassendes 
Bodenschutzkonzept und die 
Beauftragung einer bodenkund-
lichen Baubegleitung (BBB) un-
umgänglich. Darüber waren sich 
alle Teilnehmer einig. Ob die 
BBB durch den Vorhabenträger 
beauftragt wird, oder durch die 
Aufsichtsbehörde beauftragt und 
mit entsprechenden Durch-
griffsrechten auf Vorhabenträger 

und Baufirmen auszustatten ist, 
wurde auf der Tagung intensiv 
mit den Teilnehmern diskutiert. 

Gute Erfahrung mit einem 
unabhängigen Dienstleister

Dr. Günther Lißmann vom 
Regierungspräsidium Kassel plä-
dierte für den Einsatz unabhän-
giger BBB, die nur der Aufsichts-
behörde gegenüber verpflichtet 
sind und damit gegenüber dem 
Vorhabenträger und den ver-
schiedenen beauftragten Baufir-
men frei handeln können. Beim 
Regierungspräsidium in Kassel 
sind seit 2012 in drei größeren 
nordhessischen Leitungsbaupro-
jekten solche Vorgehen 
mit Erfolg praktiziert wor-
den. Die BBB ist eine re-
lativ junge Disziplin der 
angewandten Bodenkun-
de. Sie dient dem Vollzug 
der bodenschutzrechtli-
chen Anforderungen im 
Ablauf von Bauvorhaben 
und damit der Vermei-
dung dauerhafter Boden-
schäden. 

Die frühzeitige Einbin-
dung der BBB in die Um-
setzung eines Bauprojekts hat 
zum Ziel, dass Böden nach Bau-
abschluss weiter in der Lage sind, 
ihre vielfältigen Funktionen im 
Naturhaushalt und ihre Leis-
tungsfähigkeit für die Agrarpro-
duktion beizubehalten. 

Von der Planung  
bis zur Rekultivierung

Die BBB erstreckt sich über 
die gesamte Planungs- und Bau-
phase und endet mit Abnahme 
und Dokumentation der Re kul-
tivierung. Sie dient ebenfalls der 
Beweissicherung und der Rechts-
sicherheit für alle Betroffenen. 
Die BBB ist von bodenkundlich, 
pflan zenbaulich, ökonomisch 
und bautechnisch gut ausgebil-
deten Personen, mit entspre-
chender beruflicher Erfahrung 
auszuführen. Zusätzlich ist ein 
sicherer Umgang mit den Bau-
firmen, Behörden und Grund-
stückseigentümern sowie dem 
Vorhabenträger zu fordern. Die 
Aufgabenfelder der BBB:

1. Erstellung bodenrelevanter 
Ausführungs- und Bauzeitpläne 
für die Baufeldfreimachung, den 
Bodenabtrag, die Bodenzwi-
schenlagerung, den Baubetrieb 
sowie Bodenrückverfüllung mit 

Mutterbodenauftrag und Rekul-
tivierung in Absprache mit Vor-
habenträger und Planungsbüro.

2. Überwachung der Ausfüh-
rungs- und Bauzeitpläne sowie 
der Bauarbeiten durch regelmä-
ßige Vorortpräsenz. 

Zu ihren Aufgaben gehört die 
Teilnahme an Baubesprechun-
gen, Mediation und Beratung in 
der Zusammenarbeit mit den 
Grundstückseigentümern, Über-
wachung der getrennten Lage-
rung und des ord nungsgemäßen 
Einbaus der Bodenschichten, 
Wiederherstellung der Draina-
gensysteme, Hinweise auf das 
Auslegen erforderlicher Fahr-
straßen, umgehende Meldung an 

die Behörde, wenn bei boden-
schädigenden was sergesättigten 
Böden mit schwerem Gerät trotz 
Hinweis weiter gearbeitet wird. 
Ferner Überwachung der Rekul-
tivierungsarbeiten.

3. Zur Dokumentation des 
Ver fahrensablaufs und als Ab-
schlussbericht sowie zur Be-
schreibung der möglicherweise 
verbliebenen Problemfälle.

Die Hinzuziehung einer BBB 
ist sinnvoller, als nachträglich 
teuer zu sanieren, beziehungs-
weise, dass nicht mehr zu repa-
rierende Bodenschäden bleiben. 
Aus verfahrenstechnischer Sicht 
hat eine BBB für einen einver-
nehmlichen Projektfortgang den 
enormen Vorteil, dass mit dem 
BBB immer eine neutrale Person 
zur Verfügung steht, die zwi-
schen Vorhabenträger, Baufir-
men, Grundstückseigentümer 
und Behörde neutral vermitteln 
kann. Dieser Grund wurde von 
den bisher an solchen Verfahren 
beteiligten Vorhabenträgern als 
außerordentlich hoch eingestuft.

Entschädigungsvereinbarung 
am Beispiel von Bayern

Vertreter der Bayernwerke AG 
stellten das Vorgehen bei einem 

Leitungsbauprojekt in Bayern 
vor. Im Hinblick auf abzuschlie-
ßende Rahmenverträge wurden 
folgende Entschädigungspositi-
onen exemplarisch angespro-
chen:
• 30 Prozent vom Verkehrswert 

für den dinglich gesicherten 
Schutzstreifen;

• 15 Prozent des Verkehrswertes 
als Ausgleich für dauerhafte 
Störung der Bodenstruktur im 
Bereich des Kabelgrabens;

• Beschleunigungszuschlag von 
0,50 Euro/m2 dinglich gesi-
cherter Fläche;

• drei Jahre Schadenersatz für 
Ertragsminderung (70 Pro-
zent, 40 Prozent, 20 Prozent) 
für den Bereich der Trasse, das 
sind 130 Prozent des durch-
schnittlichen Rohertrags;

• 100 Prozent Schadenersatz für 
Flur- und Ertragsschäden im 
Baujahr;

• Pauschalerstattung für den bü-
rokratischen Mehraufwand in 
Höhe von 400 Euro;

• Erstattung der weggefallenen 
Betriebsprämien;

• Entschädigung für unvermeid-
bare Wirtschaftserschwernisse 
bei der Baudurchführung;

• Reparatur und Wiederherstel-
lung von vorhandenen Drai-
nagen;

• Überschussmassen von Erde 
– Abtransport oder auf Wunsch 
Verteilung auf der Fläche;

• Gemeinsame Ortsbegehung 
nach drei Jahren, gegebenen-
falls Nachentschädigung von 
Restschäden;

• Bodenkundliche Baubeglei-
tung während der gesamten 
Bauzeit. 

Ziel: gangbaren Weg  
für alle Beteiligten finden

Die Teilnehmer des diesjähri-
gen Kasseler Leitungsbausym-
posiums waren sich einig, dass 
für die künftig anstehenden, um-
fangreichen Leitungsbauverfah-
ren sowohl bei der Entschädi-
gung, als auch bei der BBB die 
Diskussion um einen gangbaren 
Weg noch nicht abgeschlossen 
sind. So wurde bereits für das 
nächste Jahr 2018 ein siebtes 
Lei tungsbausymposium termi-
niert, um die Beratung auf Basis 
neu hinzugewonnener Erkennt-
nisse sowie mit Blick auf die Vor-
gehensweise in Nach bar ländern 
auf aktuellen Stand halten zu 
können. Dr. Günther Lißmann

Dr. Oliver Engel, Bayernwerk AG (links) und 
Dr. Günther Lißmann, Dezernatsleiter Land-
wirtschaft, Regierungspräsidium Kassel.


